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Kommentiert:

Doppelmoral und Scheinheiligkeit

Auch Sportlerinnen und Sportler sind Menschen und schon von daher mit Stärken und Schwächen ausgestattet. Wer könnte dies ernsthaft bestreiten, wenn der Blick für diese einfache Wahrheit in Zeiten des Starkults und der Heldenverehrung nicht schon einmal vernebelt werden würde. In der allgemeinen Euphorie angesichts herausragender Leistungen vergessen oder verdrängen wir offenbar gerne, dass besondere Fähigkeiten und Fertigkeiten durchaus mit Defiziten einhergehen können, bisweilen sogar erkauft werden müssen. Wer im Dienste des sportlichen Erfolgs, zumal wenn es um Titel und Medaillen geht, auf eine Optimierung der Körperfunktionen fixiert ist, kann nicht unbedingt gleichzeitig auch den Geist und die Seele auf Topniveau bringen. Muss er auch nicht! Oder doch?

Mit dieser Frage ist der Finger in eine Wunde des modernen Spitzensports gelegt. Ist es nicht eine Crux der Aktiven, dass sie - ob sie das wollen oder nicht - sich mit einer enormen Erwartungshaltung konfrontiert sehen. So sollen sie, bitte schön, nicht nur mindestens Weltmeister werden, sondern auch ein untadeliges Auftreten an den Tag legen, auf dem Platz und in den Talkshows, ein Herz für Tiere haben, ihre Steuern und zwar in voller Höhe dem deutschen Fiskus zuführen, stets für den guten Zweck ansprechbar sein und natürlich auch noch gut aussehen - in der Arena und in Werbespots. Das ist der Prototyp des Modell-Athleten: Der Bilderbuch-Körper steckt in einer ehrlichen Haut, der kluge Kopf und das große Herz inklusive. Und wenn die Betreffenden auch im richtigen Leben, in Beruf und Familie, keinen Anlass zum Kopfschütteln oder Naserümpfen bieten, sind sie aufgenommen im exklusiven Kreis der gesellschaftlichen Elite und mit einer entsprechenden Mission ausgestattet: Sie dürfen, sollen, müssen Vorbild für die Jugend und die jung gebliebenen Erwachsenen sein.

So weit, so gut - nur: Ist das nicht ein wenig viel verlangt? Im Zeitalter von Massenmedien und Massenhysterie mutieren exponierte Sportlerinnen und Sportler fast zwangsläufig zu öffentlichen Figuren, die auf Schritt und Tritt im Fokus stehen. Dabei werden sie - „Hosianna“ und „Kreuzigt ihn!“ - hochgejubelt und fallengelassen, zu Heilsbringern gekürt und als Sünder gebrandmarkt. Dass sich Betreffende über solche Reflexe der medial verfassten Gesellschaft beschweren, ist sicher nachvollziehbar, auch wenn sich das Mitleid in Grenzen halten mag. So sind eben die Spielregeln und so ist das Geschäft. Wenn aber diejenigen Klage führen, die sich - von Berufs wegen oder im stillen Kämmerlein - nicht nur am Aufstieg, sondern auch und vor allem am Fall von Heroinnen und Heroen delektieren, diese aber gleichzeitig in die Pflicht nehmen, als Gut-Menschen zu erscheinen, dann ist dies alles andere als vorbildlich. Vielmehr hat sich damit Doppelmoral und Scheinheiligkeit offenbart.

Dr. Andreas Höfer
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DOSB-Position im Kampf gegen Doping erfährt breite Unterstützung

Pro und Contra strafbewehrte Rechtsverschärfungen 

(DOSB PRESSE) Über die Möglichkeiten geeigneter Maßnahmen zur Dopingbekämpfung wird derzeit im Sport und in der Politik intensiv diskutiert. Vor der Anhörung im Sportausschuss des Deutschen Bundestages am 27. September stellt DOSB-PRESSE in einer kurz gefassten Übersicht das Pro und Contra der Positionen gegenüber: Bereits am 15. August hatte das DOSB-Präsidium beschlossen, ein komplexes Paket von Maßnahmen sei erforderlich, um die kriminellen Netzwerke im Doping zu bekämpfen. Der DOSB fordert ein „Miteinander von Sport und Staat“, „das gesetzliche Maßnahmen und sportinterne Regelungen verbindet“. Diese Haltung wurde vom DOSB-Präsidium mit den Mitgliedsorganisationen vor allen Dingen in sechs Regionalkonferenzen diskutiert und fand dort breite Zustimmung. Lediglich der Deutsche Leichtathletik-Verband machte seine abweichende Meinung deutlich.

Die Spitzenverbände und die Landessportbünde unterstützten die DOSB-Position in wiederholten Stellungnahmen. Die Ständige Konferenz der Spitzenverbände machte dabei deutlich, dass die Schaffung eines Straftatbestandes Sportbetrug auf die verfassungsrechtliche Vereinbarkeit zu überprüfen sei. Die Vorsitzende Dr. Christa Thiel unterstrich zudem, dass der Tatbestand Besitzstrafbarkeit im bayerischen Gesetzesantrag von falschen Annahmen ausgehe. In den allermeisten Fällen hätten nämlich die Dopingsünder unter den Athleten keinen Besitz von verbotenen Mitteln. Da sie exakt dosiert und mit anderen Präparaten abgestimmt werden müssten, seien die Mittel bei Ärzten, biochemischen Experten oder anderswo vorrätig, nicht jedoch beim Sportler. Überhaupt sei die Besitzstrafbarkeit des Athleten nicht auf die Vereinbarkeit mit der Sportgerichtsbarkeit und deren Sanktionen überprüft worden, erläuterte Frau Thiel. „Wir liegen zu hundert Prozent auf der Linie des DOSB“, erklärte Dr. Rolf Müller, stellvertretender Vorsitzender der Ständigen Konferenz der Landessportbünde.

Einmütigkeit in der generellen Vorgehensweise und in der Ablehnung des Straftatbestandes Sportbetrug gibt es auch mit Bundesinnenminister Wolfgang Schäuble, wie ein Spitzengespräch mit der DOSB-Führung deutlich machte. Den nationalen und internationalen Kampf gegen Doping mit noch größerer Härte, aber im engen Schulterschluss mit den Partnern des Sports zu führen, dass sei zum jetzigen Zeitpunkt gefordert, so Schäuble.

Die Sportministerkonferenz der Länder begrüßte am 22. August den breit gefächerten Maßnahmenkatalog des DOSB-Präsidiums und die Einsetzung einer DOSB-Arbeitsgruppe Besitzstrafbarkeit. In einer einstimmig verabschiedeten Erklärung hob die SMK die weitgehende Gemeinsamkeit von Staat und Sport bei der Ächtung und Bekämpfung von Doping hervor. Eine Position, die auch der Parlamentarische Staatssekretär des BMI, Dr. Christoph Bergner, unterstrich.
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Der Vorsitzende der Welt-Anti-Doping-Agentur (WADA), Richard Pound, hat sich gegen Haftstrafen für des Dopings überführte Sportler ausgesprochen. In der „Welt am Sonntag“ vom 24. September erklärte er: „Athleten sollten zweifelsohne ihren Teil der Verantwortung tragen. Mir behagt es jedoch nicht, jemanden ins Gefängnis zu schicken, weil er im Sport betrogen hat." Sperren durch die Verbandsgerichtsbarkeit seien für den Sportler wirkungsmächtiger, „anstatt ihn gleich zu verhaften“. Den Abgeordneten des Deutschen Bundestages empfahl der Kanadier, sorgfältig zu prüfen, ob nicht bereits ausreichende Rahmenbedingungen bestehen, um effektiv gegen Doping vorgehen zu können. Auch der Heidelberger Molekularbiologe Prof. Werner W. Franke, einer der profiliertesten deutschen Anti-Doping-Kämpfer, sprach sich mehrfach gegen die strafrechtliche Sanktionierung von Athleten aus.
Der Präsident des Bundesverfassungsgerichts, Prof. Hans-Jürgen Papier, hat vor dem Hintergrund der aktuellen Skandale um Doping im Spitzensport davor gewarnt, gesellschaftliche Probleme mit immer neuen Gesetzen lösen zu wollen. In einem Interview erklärte er: „Mehr Gesetze bedeuten ja nicht automatisch mehr Recht. Wenn der Staat immer neue Aufgaben an sich zieht, resultiert daraus eine Flut von Vorschriften, die er aber mangels Personals in immer mehr Fällen gar nicht effektiv durchsetzen kann.“ Allgemein gebe es in Deutschland kein Gesetzesdefizit, sondern „ein zunehmendes Vollzugsdefizit“. Papier machte deutlich: Den Menschen werde etwas vorgemacht, „wenn nach jedem Skandal die Gesetzesmaschine angeworfen wird und so der Eindruck entsteht, man könne mittels Gesetzen und Bürokratie alle Probleme der Gesellschaft lösen“. Der Gesetzgeber sollte statt dessen Freiheit, Selbstbestimmung und Eigenverantwortung der Bürger stärken, anstatt sich um alle gesellschaftlichen Felder vom Doping bis zur letzten Facette des Verbraucherschutzes selbst kümmern zu wollen, unterstrich er.

Gegen Straftatbestände für dopende Sportler sprach sich der Strafrechtsexperte Prof. Matthias Jahn aus Erlangen aus. Solche Strafnormen könnten nicht den verfassungsrechtlichen Anforderungen gerecht werden, denn es mangele an einem zu schützenden Rechtsgut, erklärte er. Jahn lehnt den von der Politik angedachten Ansatz ab, den Besitz bestimmter Dopingmittel unter Strafe zu stellen, nicht aber deren Konsum, und sieht darin einen offensichtlichen Wertungswiderspruch: Den Besitz zu bestrafen, den Konsum aber straffrei zu belassen, sei keine befriedigende Lösung. „Der konsequente Ausbau des Systems der verbandsautonomen Verfolgung von Dopingvergehen und deren finanzielle Unterstützung durch den Staat in Verbindung mit einer intensiven Kontrolle der Verwendung von Mitteln aus der Sportförderung durch die Verbände unter dem Gesichtspunkt der Effektivität ihrer Bemühungen bei der Dopingbekämpfung ist der derzeit erfolgversprechendste Weg zur Bekämpfung des Dopings im Sport“, lautet Prof. Jahns Fazit, der ebenfalls eine Sportbetrugs-Regelung ablehnt.
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Rechtsanwalt Dr. Christian Krähe, Geschäftsführer der Deutschen Vereinigung für Sportrecht, machte deutlich, solche Rechtsverschärfungen erschwerten eher die Aufklärung von Dopingvergehen, als sie zu erleichtern. Krähe, auch Richter am Internationalen Sportgerichtshof CAS, wies darauf hin, Sportler als Beschuldigte in einem Strafverfahren hätten das Recht zur Aussageverweigerung und könnten mit unwahren Einlassungen falsche Fährten legen, somit Drahtzieher schützen. Überdies wären damit Tür und Tor für anonyme Anzeigen und Denunzierungen geöffnet. 

Gegner einer Strafrechtslösung für dopende Sportler sind auch die Fachpolitiker der CDU/CSU-Bundestagsfraktion. Auf der letzten Fraktionssitzung der FDP unterstützten Rechtspolitiker die ablehnende Haltung des sportpolitischen Sprechers Detlef Parr. Auch Sport - und Rechtspolitiker der Grünen positionierten sich entsprechend deutlich im Sinne der CDU- und FDP-Kollegen.

Hingegen hat sich der Vorsitzende des Sportausschusses des Deutschen Bundestages, Dr. Peter Danckert, erneut für ein Anti-Doping-Gesetz mit Straftatbeständen für dopende Athleten stark gemacht. „Diese Rechtsver-schärfungen bieten die einzige Möglichkeit, die schlimmen Auswüchse im Doping zu bekämpfen“, erklärte er. „Der Sportler muss sich bewusst sein, dass er im Zentrum des kriminellen Geschehens steht. Deshalb ist es nicht nachvollziehbar, ihn aus einer Bestrafung herauszulassen.“ 

Auch der Deutsche Leichtathletik-Verband bekräftigte in einem vom Präsidium einstimmig verabschiedeten Grundsatzpapier seine von der Mehrheit der Spitzenverbände abweichende Haltung. „Ein Anti-Doping-Gesetz, das den Sportler zum Gegenstand strafrechtlicher Ermittlungen macht, wird die Bekämpfung des Dopings effizient und glaubwürdig machen“, heißt es in dem am 22. September veröffentlichten Beschluss. 

DOSB-Präsident nimmt an Doping-Anhörung im Sportausschuss teil

(DOSB PRESSE) Der Sportausschuss des Deutschen Bundestages wird am 27. September eine sechsstündige Anhörung zu Rechtsverschärfungen im Anti-Doping-Kampf durchführen. Zu den 13 eingeladenen Sachverständigen gehört DOSB-Präsident Dr. Thomas Bach, der in Begleitung des gerade berufenen Generaldirektors Dr. Michael Vesper nach Berlin reisen wird. Prof. Arne Lundqvist (Schweden), Vorsitzender der Medizinischen Kommission des IOC, hat ebenfalls seine Teilnahme bestätigt. Die Sportministerkonferenz der Länder wird deren Vorsitzender, der Bremer Senator Thomas Röwekamp (CDU), vertreten. Die Nationale Anti-Doping-Agentur (NADA) entsendet das Vorstandsmitglied Markus Hauptmann. Ebenso wurde der Vizepräsident des Leichtathletik-Weltverbandes IAAF, Prof. Helmut Digel, eingeladen. Daneben wurden von den Fraktionen renommierte Rechtswissenschaftler, wie Prof. Ulrich Haas (Mainz), Prof. Dieter Rössner (Marburg) und Prof. Klaus Vieweg (Erlangen), als Sachverständige nominiert.
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Stichwort: Anti-Doping-Strategie

Vier Fragen an Stefan Forster, Vorsitzender des Beirats der 

Aktiven im DOSB

„Ein Anti-Doping-Gesetz, wie bisher diskutiert, führt nicht weiter“

DOSB PRESSE: Vom Sommer 2006 bleiben großartige Sportereignisse in Deutschland, aber auch spektakuläre Dopingfälle in Erinnerung, die den Sport beschädigt haben. Inwieweit haben die Doping- Diskussionen der letzten Wochen die Aktiven verunsichert?

FORSTER: Die negativen Ereignisse verknüpfte ich mit Namen wie Landis, Jones, Gatlin, Ullrich, um nur ein paar zu nennen. In jedem Sport gibt es schwarze Schafe, die sich selbst und ihre Sportart diskreditieren. Bei den obigen Fällen wird aber sogar der Sport insgesamt ins Abseits gerückt. Ich glaube trotzdem fest daran, dass es eine verschwindende Minderheit ist, die sich unerlaubter Mittel bedient und manipuliert. Insofern würde ich nicht von Verunsicherung, sondern eher von Verärgerung, ja Wut sprechen. Der Imageschaden, den Einzelne für die große Mehrheit der sauberen Sportler angerichtet haben, ist enorm. Aktionen wie diese bereiten den Zynikern den Boden, die behaupten, wir hätten es mit einem groß angelegten Betrugssystem im deutschen Sport zu tun. Daran glaube ich ganz bestimmt nicht. 

DOSB PRESSE: Wie nimmt man als Sportler Razzien wie in Turin oder zuletzt in Berlin wahr?

FORSTER: Hier reden wir von verschiedenen Sachen. In Turin war es wichtig, alle Versuche im Keim zu ersticken, manipulative Methoden anzuwenden; damit muss und kann man leben. Natürlich ist es für einen Sportler immer schwer, bei ärztlich angeordneten Maßnahmen den 
Überblick über recht- und unrechtmäßige Aktivitäten zu behalten. Deswegen haben wir im Präsidium des DOSB beschlossen, hierfür als Gesprächspartner ehemalige Aktive mit klarer Verwurzelung im Sport als Vertrauensleute einzusetzen. Ich denke, dass dies für alle Spitzensportler ein hilfreiches Angebot ist, sollte man sich unsicher sein. 

Dagegen ist in Berlin hauptsächlich die mit Anabolika handelnde Body-Builder-Szene betroffen gewesen. Dieses Bodybuilding hat nicht viel mit Sport zu tun. Hier geht es doch nicht um den gemeinnützigen Sport der Vereine, die ich für den zentralen Anker unseres deutschen Sportsystems halte, sondern um einen geschäftsmäßig betriebenen Körperkult, dem zentrale Elemente des Sports vollkommen fremd sind. Das polizeiliche Vorgehen ist hierbei der Gefährlichkeit der verwendeten Substanzen angemessen und damit vollkommen gerechtfertigt. Besonders bedenklich sind die Berichte, die darauf hindeuteten, mit welcher kriminellen Energie potenzielle Aussteiger bedroht werden. 
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DOSB PRESSE: Glauben Sie, dass neue gesetzliche Regelungen im Kampf gegen Doping weiterführen könnten?

FORSTER: Zunächst mal sind viele Aktive irritiert, dass ihnen so wenig Vertrauen entgegengebracht wird. Wir leben in einem extrem stringenten Kontrollsystem, mit zahlreichen Trainings-Kontrollen im A-Kader-Bereich, dass schon zu sehr starken Einschränkungen in der persönlichen Freiheit führt. Welcher Nicht-Leistungssportler muss schon Wochen vorher in einem 12 Stunden-Raster alle Anwesenheitsorte exakt definiert anmelden und muss im Falle des zweimaligen Nichtantreffens unabhängig von den Ereignissen mit einem Berufsverbot rechnen? 

Die Vorfälle in Turin und bei der Tour de France haben gezeigt, dass der Staat ein sehr wertvoller Partner im Anti-Doping-Kampf und in der Aufklärung von Dopingvergehen ist. Die Athleten begrüßen zudem sehr, dass Polizei und Staatsanwaltschaften verstärkt kriminelle Dopingnetzwerke, bestehend aus Trainern, Managern und Ärzten, ins Visier nehmen. 

DOSB PRESSE: Könnte ein Anti-Doping-Gesetz weiterführen?

FORSTER: Ein Kampf für ein Anti-Doping-Gesetz ist noch lange kein Kampf gegen Doping! In dieser Auseinandersetzung durften sich Ahnungslose, die laut für ein Doping-Gesetz eintraten, als Anti-Doping-Kämpfer feiern lassen. Dabei ist eine solche Forderung erst einmal nur ein Publikumseffekt und lässt sich gut verkaufen, ohne dass man dafür besondere Kenntnisse der Materie haben muss. Ich vermisse die notwendige Ernsthaftigkeit im Umgang mit dem Problem, wie es die Aktiven auf Grund ihres hohen Einsatzes für den Spitzensport erwarten. 

Ich hoffe, dass diese Diskussion nun zunehmend versachlicht wird. Die Aktiven sind ausnahmslos für eine Verschärfung des Dopingkampfes. Der Beirat der Aktiven im DOSB, dem ich vorstehe, ist bereit, sich bedingungslos dafür zu verwenden. Wir werden hierzu auf unserer Vollversammlung am letzen Oktober-Wochenende eine Diskussion mit allen Sportlern aus allen Verbänden führen. 

Wenn man aber die Verantwortung vom Sport wegnimmt und einfach auf den Staat überträgt, könnte es bei der derzeitigen Auslastung der Gerichte ja sonst auch passieren, dass Dopingsünder auf Grund der schwierigen strafrechtlichen Verfolgung während langwieriger Verfahren oder durch andere juristische Ausweichmöglichkeiten  gar nicht oder erst Jahre nach dem Dopingfall von Wettkämpfen ausgeschlossen werden können. Damit ist niemandem gedient. Deshalb führt ein Anti-Doping-Gesetz, so wie es zunächst diskutiert wurde, nicht weiter.
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Der internationale Anti-Doping-Kampf wird schärfer

Neue WADA-Liste der verbotenen Substanzen

(DOSB PRESSE) Die Exekutive der Welt-Anti-Doping-Agentur
(WADA) verabschiedete die Liste der verbotenen Substanzen und Techniken 2007. Wie bereits im Vorjahr handelt es sich um eine Fortschreibung mit nur geringfügigen Änderungen, heißt es dazu auf der Homepage der Agentur. Die Liste wird ab dem 1. Oktober 2006 online verfügbar sein und ab 1. Januar 2007 in Kraft treten. Sie ist eines der Schlüsselinstrumente bei der Harmonisierung des internationalen Kampfes gegen Doping, erklärte der Präsident der WADA, Richard W. Pound. Die Aufstellung und Weiterführung des Dokuments erfordere ein sorgfältiges und abgestimmtes Vorgehen. 

Die WADA verweist auf die nach wie vor gültigen Grundsätze aus dem Jahre 2004. Dann, wenn eine Substanz oder Technik zwei von drei der Kriterien „Leistungssteigerung“, „Gesundheitsbeeinträchtigung“ und „Verstoß gegen den Geist des Sports“ erfüllt, kann sie in der o.g. Liste aufgenommen werden. Dass dies nicht unbedingt ein Muss ist, zeigt die Diskussion um die - Höhentrainingsverhältnisse simulierenden - Unterdruckkammern. Das Exekutiv-Komitee der WADA bestätigte und verabschiedete die Empfehlung seines wissenschaftlichen Komitees, Unterdruck-Kammern zunächst nicht auf der Liste der verbotenen Substanzen und Techniken zu platzieren, was zuvor geplant war, weil diese leistungssteigernd und unter bestimmten Aspekten gesundheitsgefährdend sind und in gewisser Weise auch gegen den Geist des Sports verstoßen. 

Weitere wissenschaftliche und ethische Untersuchungen, insbesondere auch im Hinblick auf die Wirkungen auf die Gesundheit der Aktiven, seien in Auftrag gegeben worden. Auch die Medizinische Kommission des IOC sei gebeten worden, sich des Sachverhaltes anzunehmen. Die WADA selbst unterstützt im Jahr 2006 weltweit 25 Forschungsprojekte im Wert von 5,4 Millionen US-Dollar. Ihr Haushaltsentwurf 2007 weist ein Jahresbudget von 23 Millionen US-Dollar auf. Die Agentur berichtet überdies von einer grundlegenden Überarbeitung des Welt-Anti-Doping-Codes. Drei Jahre nach seiner Verabschiedung soll es im November 2007 auf der Dritten Weltkonferenz gegen Doping im Sport in Madrid zur Vorlage einer Neufassung kommen. 

Frage der Woche zum Thema „Ballspiele“ auf www.dosb.de

(DOSB PRESSE) Jeden Montag fragt der Deutsche Olympische Sportbund in seinem Internetportal www.dosb.de nach interessanten oder kuriosen Hintergründen aus der Welt des Sports. Interessierte können sich beteiligen und ihre persönlichen Fragen direkt im Portal per E-Mail an das DOSB-Redaktionsteam versenden. Diesmal wird die Antwort auf folgende Frage gesucht: „Was bezeichnet den Begriff ‚Poke Shot’ in einer Ballsportart?“ Die Auflösung erscheint wie gewohnt montags auf www.dosb.de. 
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Eigenverantwortung des Sports bei der Dopingbekämpfung

NRW-Minister Dr. Wolf fordert unabhängige Schiedsgerichtsbarkeit

(DOSB PRESSE) Der nordrhein-westfälische Innen- und Sportminister Dr. Ingo Wolf (FDP) hat sich gegen Forderungen ausgesprochen, mit Rechtsverschärfungen im Anti-Doping-Kampf Straftatbestände für dopende Athleten zu schaffen. „Der Sport ist in erster Linie selbst verantwortlich für die Dopingbekämpfung und muss dabei seine vorhandenen Möglichkeiten ausschöpfen“, erklärte Wolf. „Der Staat muss das Bemühen des Sports mit Gesetzesverschärfungen zur Ermittlung und Verfolgung von dopingrelevanten Straftaten unterstützen und verbessern.“ Er forderte weiter, den gewerbs- und bandenmäßigen Handel mit Arzneimitteln zu Dopingzwecken intensiver zu verfolgen. 

Der NRW-Minister sagte weiter, es müsse geprüft werden, ob es zielführend sei, den Besitz von Dopingmitteln unter Strafe zu stellen und einen „Sport-Betrugstatbestand“ zur strafrechtlichen Ahndung von Doping zu schaffen. Diese beiden Vorschläge enthält der bayerische Antrag zu einem Anti-Doping-Gesetz, der in den Bundesrat eingebracht wurde. Den Organisationen des Sports liege bereits eine Liste mit Empfehlungen der Sportminister der Länder vor, betonte Wolf. „Eine staatliche Hängematte, in die der organisierte Sport seine Verantwortung für die Dopingbekämpfung ablegt, wollen wir nicht“, unterstrich er. Gleichwohl werde nach den zahlreichen Dopingfällen der letzten Monate ein deutliches Signal vom Staat gegen Doping erwartet. 

Im Kampf gegen Doping fordert der FDP-Politiker den schnellen bundesweiten Aufbau einer unabhängigen Schiedsgerichtsbarkeit. „Damit können wir Dopingvergehen deutlich besser bekämpfen“, erklärte er. Die von den Sportorganisationen unabhängige Schiedsgerichtsbarkeit könnte Verfahren schnell verhandeln, Rechtsstreitigkeiten sofort abschließend klären und Schiedssprüche von staatlichen Gerichten vollstrecken lassen.

DTB-Präsident Brechtken fordert Änderung des Umsatzsteuergesetzes
(DOSB PRESSE) Der Präsident des Deutschen Turner-Bundes, Rainer Brechtken, fordert eine Änderung des Umsatzsteuergesetzes. Wie Brechtken im Sportausschuss des Deutschen Bundestages erklärte, werden von den Finanzämtern Zuschüsse des Bundesverbandes für die Anstellung von Trainern häufig als umsatzsteuerpflichtiger Leistungsaustausch bewertet, so dass die Zuwendung der Mehrwertsteuer unterworfen wird. Damit komme es zu einer Bruttokürzung von etwa 13 Prozent. „Es darf nicht sein, dass Zuschüsse von einer staatlichen Stelle durch Abzüge einer anderen staatlichen Stelle geschmälert werden“, sagte Brechtken. „Wenn dies so weitergeht, können wir vielleicht eines Tages Sportprogramme für Kinder nicht mehr länger finanzieren.“ Der sportpolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Klaus Riegert, erklärte, diese und andere steuerlichen Ungereimtheiten sollten Gegenstand einer Anhörung des Sportausschusses im Februar 2007 sein. Das geplante Hearing steht unter dem Motto „Ehrenamt und Bürokratie im Sport“.
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„In den 90.000 Sportvereinen wird Integration täglich gelebt“

DOSB-Vizepräsident Schneeloch informiert Bundestags-Sportausschuss

(DOSB PRESSE) Der Vizepräsident des Deutschen Olympischen Sportbundes (DOSB), Walter Schneeloch, hat in einer Rede vor dem Sportausschuss des Deutschen Bundestages zum Thema „Wie kann Integration gelingen?“ herausgestellt, dass der Sport das ideale Integrationsmedium ist. Zwar räumte Schneeloch ein, dass es weder in Deutschland noch in Europa einfache Rezepte für die komplexe gesellschaftliche Herausforderung der Integration von Zuwanderern gebe und auch der Sport - vor allem auf Grund seiner ehrenamtlichen Strukturen - nicht alles leisten könne. Aber der Sport, so Schneeloch, „verfügt von allen Kulturgütern über die meisten kulturübergreifenden Gemeinsamkeiten“. Und er präzisiert: „In den 90.000 Sportvereinen unter dem Dach des DOSB wird Integration täglich gelebt. Sie sind offen für alle Bevölkerungs- und Altersgruppen und vergleichsweise die attraktivste Organisationsform mit relativ hoher Bindungskraft für ausländische Jugendliche.“ 

Sportvereine, die sich besonders für die Integrationsarbeit engagieren, werden von der Bundesregierung gefördert. Schneeloch stellte dem vom Bundesinnenministerium finanzierten und vom DOSB durchgeführten Programm „Integration durch Sport“ ein gutes Zeugnis aus: „470 solcher Stützpunktvereine wurden 2005 gefördert. 12.800 Integrationsmaßnahmen, wie zum Beispiel Sportfeste oder Ferienfreizeiten, sind Bestandteile des Programms. Über 700 Starthelferinnen und -helfer mit Migrationshintergrund, die organisatorische und sportpraktische Aufgaben übernehmen, sind bundesweit im Einsatz.“ Ein erfolgreiches Beispiel aus seiner Heimatregion lieferte der DOSB-Vizepräsident gleich mit. Der SV Rhenania Hamborn, im von sozialen Problemen belasteten Duisburger Stadtteil Marxloh gelegen, organisiert Familien-Sporttage und interkulturelle Wochen. Allein in der Taekwondo-Abteilung sind Deutsche, Türken, Polen, Iraker, Engländer, Bosnier, Spanier und Marokkaner aktiv. Der Geschäftsführer des Vereins, Cafer Kaya, bilanziert: „Wichtig ist neben dem Sport die Sprache als verbindendes Element. Wir sprechen nur Deutsch und verstehen das als ‚die’ Integrationsmaßnahme.“ Die komplette Rede von Walter Schneeloch kann im Internet unter www.dosb.de in der Rubrik Breitensport/Sportentwicklung, Breitensport-News heruntergeladen werden. 

Gemeinnützigkeit: Sportvereine sind verunsichert

(DOSB PRESSE) Die Diskussionen in der Bundespolitik zur Abschaffung der Gemeinnützigkeit verunsichern derzeit im höchsten Maße die Sportvereine, kritisiert der Hamburger Sportbund (HSB) die Vorschläge des „Wissenschaftlichen Beirates“. „Eine etwaige Umsetzung gefährdet die gesamte Arbeit der Sportvereine“, befürchtet HSB-Präsident Günter Ploß. Das Bundesministerium für Finanzen möge bedenken, welche Auswirkungen die Vorschläge des Beirates auf die Arbeit gemeinnütziger Sportvereine haben. „Wettkampf- und Integrationssport können beispielsweise nicht mehr finanziert werden“, so Ploß.
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Frauen-Vollversammlung des DOSB in Münster/Westfalen

Präsident Dr. Bach stellt Arbeitsschwerpunkte des Präsidiums vor

(DOSB PRESSE) Am 29./30. September 2006 findet in Münster/Westfalen unter dem Motto „Aufbruch nach vorne“ die Frauen-Vollversammlung des Deutschen Olympischen Sportbundes (DOSB) statt. Im Mittelpunkt stehen dabei am 29. September eine Talkrunde zum Thema „Vorbilder im Sport - Vorbilder für den Sport“ und am 30. September der Vortrag des DOSB-Präsidenten Dr. Thomas Bach „Aufbruch nach vorne: Arbeitsschwerpunkte des DOSB-Präsidiums“. An der Talkrunde nehmen die Oberbürgermeisterin der Stadt Bonn, Bärbel Diekmann, die Leichtathletik-Olympiasiegerin Heike Drechsler, die Fußball-Europameisterin Doris Fitschen, die Karate-Europameisterin Ebru Shikh Ahmad und DOSB-Präsident Dr. Thomas Bach teil. 

Weitere Themen sind bei der Frauentagung die Kampagne „Sport tut Frauen gut - Frauen tun dem Sport gut“ und der 1. Bundesweite Aktionstag „Frauen im Sport“ im EU-Jahr - „Chancengleichheit für alle 2007“.

Hinweis für die Redaktionen:

Interessierte Kolleginnen und Kollegen sind zu der Frauen-Vollversammlung im Hotel „Mövenpick“ in Münster/Westfalen herzlich eingeladen. Anmeldungen und nähere Auskünfte bei Pia Zufall, Telefon 069/6700-219.

Neuer Webauftritt www.dosb.de geht online

(DOSB PRESSE) Zeitgleich mit der Berufung von Dr. Michael Vesper zum ersten Generaldirektor des Deutschen Olympischen Sportbundes ist das neue Internetportal des DOSB freigeschaltet worden. Die seit der DOSB-Gründung am 20. Mai noch aktiven Internetauftritte der alten Organisationen DSB und NOK sind jetzt aufgelöst und in einer einzigen Website zusammengeführt worden. Der Nutzer kann die gewünschten Informationen auf www.dosb.de unter einer thematisch strukturierten Navigationsleiste im modernen Layout mit den Rubriken „Leistungssport“, „Breitensport/Sportentwicklung“, „Olympische Spiele“, „Service“, „Über uns“, „Sportjugend“, „Internationales“, „Bildung/Olympische Erziehung“, „Frauen im Sport“ sowie „Sport und mehr“ ansteuern. 

Mehr Frauen wollen Aufgaben in der Sport-Führung übernehmen

(DOSB PRESSE) Mehr Frauen wollen sich für Führungsaufgaben im Sport entscheiden. Mit 80 Teilnehmerinnen bei der gelungenen Auftaktveranstaltung in Berlin hat ein Kooperationsprojekt des Deutschen Turner-Bundes und des Berliner Turnerbundes begonnen.
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Engagement macht stark - den Einzelnen und die Gemeinschaft

Bundespräsident Horst Köhler zum Ehrenamt

Bundespräsident Horst Köhler hat bei der Auftaktveranstaltung zur Woche des bürgerschaftlichen Engagements am 15. September 2006 in Berlin eine Ansprache gehalten, die folgenden Wortlaut hat: 

Der glücklichste Ort der Welt ist der Südsee-Inselstaat Vanu-Atu. Das sei ein Platz, an dem man sich keine Sorgen machen müsse, hieß es neulich in der Presse. Ich weiß nicht, ob das stimmt. Aber ich fand interessant, was da über das Leben auf Vanu-Atu stand: „Es dreht sich um die Gemeinschaft, um die Familie und um das, was man anderen Leuten Gutes tun kann.“ Anderen Leuten Gutes tun: Das ist also eine Quelle von Glück und Zufriedenheit. Nicht nur auf Vanu-Atu. Hier bei uns in Deutschland leben 
über 23 Millionen Menschen, die sich auf vielfältige und kreative Weise für andere Menschen einsetzen. Zum Beispiel


(
als Helfer im Kindergarten, in der Schule oder im Altenheim,


(
bei der Freiwilligen Feuerwehr, dem Deutschen Roten Kreuz oder dem Technischen Hilfswerk,


(
als Senior-Experte - denen begegne ich sogar in Afrika -,  


(
als Gründer einer Stiftung,  


(
als Trainer im Sportverein,  


(
oder im großen Bereich der Kultur.

Engagement hat viele Gesichter. Auch die Mitarbeit in Selbsthilfegruppen oder die häusliche Pflege gehören dazu. Es gibt kaum einen Bereich unserer Gesellschaft, der nicht durch die Arbeit von freiwillig Engagierten mitgeprägt wird. Mehr noch: Ohne Engagement würden viele Bereiche unseres Gemeinwesens gar nicht funktionieren. Können Sie sich eine Kirche ohne ehrenamtlich engagierte Laien vorstellen? Wie stünde es um den Umweltschutz, um unsere Sozial- und Beratungsdienste, wenn es nicht die Arbeit von Freiwilligen gäbe?

Der Schweizer Schriftsteller Max Frisch hat gesagt: „Demokratie heißt, sich in die eigenen Angelegenheiten einzumischen.“ Nichts anderes tun Menschen, wenn sie sich freiwillig engagieren! Dafür möchte ich Ihnen heute von Herzen danken!

Was macht Ehrenamt und bürgerschaftliches Engagement aus? - Ich glaube, es sind vor allem „drei“ Kriterien:


(
Engagement wird freiwillig und ohne unmittelbare Gegenleistung erbracht.


(
Es dient der Verbesserung der Lebenssituation einzelner Personen oder der Gesellschaft insgesamt.


(
Es leistet einen Beitrag zur Förderung der Solidarität und des Gemeinsinns.
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Die Aktionswoche des bürgerschaftlichen Engagements ist eine gute Gelegenheit, die Vielfalt des Freiwilligensektors in unserem Land noch besser kennen zu lernen. Viele Menschen werden sich in den kommenden Tagen von den über vierhundert Projekten begeistern lassen, die sich an der Woche beteiligen. Die Zahl der engagierten Bürgerinnen und Bürger hat in den letzten Jahren stetig zugenommen, und das bürgerschaftliche Engagement ist immer stärker in den Blick der Öffentlichkeit und der politischen Kräfte gerückt. Dazu beigetragen haben unterschiedliche Akteure: Vor allem die Engagierten selbst natürlich, aber auch Foren wie das Bundesnetzwerk Bürgerschaftliches Engagement, das sich als Anwalt und Sprachrohr der Engagierten versteht und das ihre Arbeit wissenschaftlich begleitet.

Bürgerschaftliches Engagement erbringt konkrete Dienstleistungen und verbessert so die Lebensqualität in unserem Land. Außerdem trägt es dazu bei, dass Menschen sich mit unserer Gesellschaft identifizieren. Sie machen die Erfahrung, gebraucht zu werden. Sie erleben, wie durch gemeinsamen Einsatz etwas gelingt, was sie als Einzelne vielleicht nicht erreicht hätten. Sie finden Mitstreiter und Freunde. Das tut jedem gut, und es ist wichtig für den Zusammenhalt unserer Gesellschaft und übrigens auch für die Integration von Zuwanderern.

Sich weiterzubilden und zu lernen ist einer der wichtigsten Beweggründe für ein freiwilliges Engagement. Viele erwerben so Qualifikationen, die ihnen auch an anderer Stelle zu Gute kommen - zum Beispiel bei der Arbeitsplatzsuche oder im Beruf: Ich habe Lehramtsstudenten kennen gelernt, die ehrenamtlich Deutschunterricht für Zuwanderer geben und mir sagten, dass sie dabei sehr viel für ihr künftiges Dasein als Lehrer mitnehmen. Auch viele Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter haben die ersten berufsbezogenen Erfahrungen im Rahmen eines Freiwilligen Sozialen Jahres oder durch die ehrenamtliche Mitarbeit in einer Einrichtung gesammelt.

Und ein Ehrenamt vermittelt nicht nur fachliche Qualifikationen. Es lehrt auch organisatorisches Geschick, Team- und Dialogfähigkeit, Einsatzbereitschaft, Verantwortungsbewusstsein und die Fähigkeit zum Blick über den eigenen Tellerrand. Ich glaube deshalb, dass Arbeitgeber in Vorstellungsgesprächen gut daran tun, sich auch nach etwaigen Ehrenämtern zu erkundigen und ein entsprechendes Engagement positiv zu berücksichtigen. Viele Unternehmen haben das erkannt und verstehen sich auch darin als Teil unserer Bürgergesellschaft: Sie unterstützen die Aktivitäten von örtlichen Vereinen, übernehmen Patenschaften für Schulen oder stellen Mitarbeiter für ein ehrenamtliches Engagement frei. Oft sind es gerade die kleinen Firmen, die auf diese Weise das soziale Klima in ihrem Umfeld positiv beeinflussen:


(
eine Werbeagentur, die jedes Jahr insgesamt 1.000 Tage Urlaub für Kinder aus einkommensschwachen Familien ermöglicht,


(
eine Tanzschule, die Kurse für Behinderte anbietet oder Schüler darauf vorbereitet, bei Bewerbungsgesprächen tadellos aufzutreten,


(
oder der Zusammenschluss viele lokaler Unternehmen und Privatpersonen, die gemeinsam ein Kulturfest veranstalten, um einen vernachlässigten Stadtteil dauerhaft aufzuwerten.
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Ich wünsche mir, dass wir alle noch mehr über solche beispielhaften Projekte hören. Es ist eine wichtige Form der Anerkennung. In einigen Bundesländern finden inzwischen landesweite Wettbewerbe statt, bei denen vorbildliches ehrenamtliches Engagement präsentiert wird - Beispiele, die zum Mitmachen anregen und neue Ideen anstoßen. Fast die Hälfte aller Freiwilligen äußert den Wunsch nach mehr Anerkennung durch die Medien. Wären da Medienmacher nicht gut beraten, sich verstärkt um die große Zielgruppe ihrer engagierten Leser oder Zuschauer zu kümmern?

Wir brauchen die Partnerschaft zwischen den engagierten Bürgerinnen und Bürgern. Wir brauchen die Partnerschaft zwischen hauptamtlich und ehrenamtlich Tätigen. Und wir brauchen die Partnerschaft zwischen Wirtschaft, Staat und Gesellschaft. Der Glaube an die Allmacht und All-Zuständigkeit des Staates war schon immer ein schlechter Ratgeber. Gerade die Herausforderungen, vor denen wir heute stehen - Bildung und Erziehung von Jugendlichen, die Integration von Zuwanderern, die Fürsorge für die wachsende Zahl älterer Menschen - erfordern den Einsatz aller Kräfte unserer Gesellschaft. Nur gemeinsam werden wir diese Aufgaben meistern können! Und so ist es grundfalsch zu glauben, dass Ältere nicht mehr gebraucht werden. Ihr Ideenreichtum und ihre Lebenserfahrung - gepaart mit einem Schuss Weisheit - nutzen uns allen.

Vielerorts funktioniert diese Partnerschaft gut, und im Idealfall arbeiten Ämter und Engagierte Hand in Hand. Ein Beispiel aus Augsburg: Dort unterstützen und beraten Freiwillige Menschen in finanziellen und persönlichen Notlagen. Sie ersetzen damit nicht die Arbeit des Sozialamtes, sondern sie helfen den Betroffenen im Alltag. Sie sind ein erster Ansprechpartner und ebnen den Weg zu professioneller Hilfe. Es geht also auch dort nicht um Konkurrenz oder Verdrängung zwischen staatlichen und ehrenamtlichen Strukturen, sondern um Partnerschaft und Ergänzung. Das bedeutet allerdings nicht, dass engagierte Bürgerinnen und Bürger die Lückenbüßer für einen Staat werden sollen, der an seine finanziellen Grenzen stößt. Die Bürgergesellschaft ist kein Reparaturbetrieb für den Staat, sondern sie gibt ein Beispiel für eine neue Balance zwischen staatlichem und bürgerschaftlichem Handeln.

Was kann die Politik tun, um Ehrenamt und bürgerschaftliches Engagement zu fördern? - Ich glaube, sie sollte vor allem für ein Klima der Anerkennung sorgen und bestehende Hindernisse abbauen. In vielen Gesprächen mit Bürgerinnen und Bürgern habe ich immer wieder gehört, dass ein wesentliches Hemmnis für mehr ehrenamtliches Engagement der unzureichende Versicherungsschutz ist. Inzwischen hat sich das glücklicherweise schon deutlich verbessert: Acht der 16 Bundesländer haben für ihre engagierten Landeskinder Sammelverträge für eine Unfall- und Haftpflichtversicherung abgeschlossen. Ich hoffe, das spornt die anderen Länder an, recht bald nachzuziehen. Ich finde: Wer sich für die Gemeinschaft engagiert, hat Anspruch darauf, dass er mit den Risiken nicht allein gelassen wird.

Wer freiwillig dem Gemeinwohl dienen will, der soll auch nicht erst viele Hürden aus dem Weg räumen müssen. Derzeit schrecken solche Hürden - zum Beispiel eine manchmal nur wenig transparente und zugängliche Verwaltung - noch viele ab, und andere machen sich nur deshalb auf den Weg, weil sie die Hürden erst nach und nach kennen lernen. Mir hat ein Vorstandsmitglied einer Bürgerstiftung berichtet: „Wir haben viel geschafft, weil wir einfach gemacht haben - ohne lang zu fragen.“
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Gut so, kann ich nur sagen; aber mit bürokratischen Hürden sollten wir uns dennoch nicht abfinden. Und ich begrüße daher die Reform des Gemeinnützigkeitsrechts, die auch auf den Abbau von Bürokratie und mehr Transparenz abzielt. Diese Reform sollte Engagement leichter machen und nicht erschweren, und sie sollte mit Augenmaß geschehen. Lassen Sie mich noch einmal auf die Südsee-Insel zu Beginn meiner Ansprache zurückkommen, auf den angeblich glücklichsten Ort der Welt. Das Leben dort dreht sich um Gemeinschaft und das, was man für andere tun kann. Tatsächlich gibt es wissenschaftliche Untersuchungen, die nachweisen, dass Menschen, die sich engagieren, glücklicher sind und länger leben. Erklärt wird das durch die vielfältigen sozialen Kontakte, die ein Engagement mit sich bringt.

Engagement macht Freude. Und ich füge ausdrücklich hinzu: Engagement darf und soll Freude machen. Schon die Bibel sagt: Nächstenliebe und Selbstliebe gehören zusammen. Ohne Selbstliebe wird auch die Nächstenliebe zur leeren Pflichtübung. Das gilt auch für Ehrenamt und Freiwilligendienste. Dieses Engagement ist nicht selbstlos, sondern im wahrsten Sinne des Wortes selbstbewusst. „Engagement macht stark“ - den Einzelnen und die Gemeinschaft. Sie alle hier wissen das. Und allen anderen, die noch nicht aktiv sind, rufe ich zu: Engagieren Sie sich - es lohnt sich!

Einsatz im Sinne der Gemeinschaft

Verleihung der Sportplakette des Bundespräsidenten an vier Vereine

Am 21. September 2006 sind im Rahmen der Sportministerkonferenz (SMK) in Bremen vier Vereine mit der „Sportplakette des Bundespräsidenten“ ausgezeichnet worden. Die Verleihung im Universum Science Center Bremen wurde im Auftrag des Bundespräsidenten vom Senator für Inneres und Sport des Landes Bremen und Vorsitzenden der SMK, Thomas Röwekamp, dem Parlamentarischen Staatssekretär im Bundesministerium, Dr. Christoph Bergner, sowie vom Präsidenten des Deutschen Olympischen Sportbundes (DOSB), Dr. Thomas Bach, vorgenommen. Der DOSB verlieh erstmalig als neue Dachorganisation die Sportplakette des Bundespräsidenten und knüpft damit das Band zwischen Verbandsspitze und Vereinen. Jedes Jahr werden Vereine bei einer herausragenden Veranstaltung geehrt. In diesem Jahr waren es vier - stellvertretend für die Vielfalt der sportlichen Gemeinschaften. Ausgezeichnet wurden der Schützenverein Kleinsolt-Kleinwolstrup (Schleswig-Holstein), der TuS Neu-Bamberg (Rheinland-Pfalz), der TSV Peissenberg (Bayern) sowie der Weser Yacht Club Bremerhaven (Bremen).

Die Vorsitzende des Empfehlungsausschusses für die Verleihung der Sportplakette des Bundespräsidenten, Erika Dienstl, würdigte in ihrer Rede das außergewöhnliche Engagement der Vereinsmitglieder. „Der Einsatz der Vereine im Sinne der Gemeinschaft war und ist nicht zuletzt ausschlaggebend dafür, dass so viele Vereine trotz wechselvoller Geschichte 100 Jahre und älter geworden sind“, so Dienstl. Diese Auszeichnung bringt zum Ausdruck, wie vielfältig und nachhaltig der Sport sich für das soziale Miteinander in unserer Gesellschaft einsetzt. In den Richtlinien der von Bundespräsident Carl Carstens gestifteten Sportplakette heißt es daher auch folgerichtig: „Diese Auszeichnung ist für Turn- und Sportvereine bestimmt, die sich in besonderem Wirken besondere Verdienste um Pflege und Entwicklung des Sports in unserem Lande erworben haben. Die Sportplakette wird aus Anlass des 100-Jährigen Bestehens verliehen.“
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Ministerpräsidenten wollen Wettmonopol festschreiben

Forderung nach Liberalisierung des Marktes bleibt ein Thema

Die Ministerpräsidenten der Länder wollen im Dezember einen neuen Staatsvertrags-Entwurf über das Lotteriewesen unterzeichnen, der das Sportwetten-Monopol des staatlichen Anbieters Oddset für weitere vier Jahre festschreiben soll. Bis Ende 2007 sollen dann die Länderparlamente das Vertragswerk ratifizieren. Das erklärte Karl-Heinz Hage von der Berliner Senatskanzlei im Sportausschuss des Deutschen Bundestages. „Ich gehe davon aus, dass alle 16 Bundesländer dem Staatsvertrag zustimmen werden“, erklärte der Leitende Senatsrat. Für die Ministerpräsidentenkonferenz am 18. Oktober liege bereits ein erster Entwurf des Vertragstextes vor, der jetzt in mehreren Anhörungen erörtert werden soll. 

„In den kommenden Jahren wird es eine modifizierte Fortführung des Monopols geben“, sagte Hage. Dabei sollen die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts vom 28. März „eins zu eins“ berücksichtigt werden. Nach drei Jahren Laufzeit sollte eine Evaluierung stattfinden, um dann eine endgültige Entscheidung für den nächsten Jahreszeitraum zu treffen, kündigte er an. Eine Vollliberalisierung des Wettmarktes käme aus Länder-Sicht in kurzer Zeit nicht in Betracht, weil das erhebliche finanzielle Einbußen der Länder zur Folge hätte. Der wesentliche Ansatz für den Beibehalt des Monopols sei gewesen, dass insgesamt die Finanzierung des Breitensports sichergestellt werden müsste, bemerkte der leitende Beamte.

„Private Wettanbieter sind nach der gegenwärtigen Rechtslage illegal“, erklärte Hage. So sei von den Landespolitikern angedacht worden, das Glücksspiel im Internet zu verbieten. Dies könnte und müsste über Internet-Provider durchgesetzt werden. Wirkungsvoll kontrolliert werden könnte es über die Finanzströme von Banken und Kreditkartenunternehmen. Hage trug vor, dass die Bedenken von Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein gegen den Fortbestand des staatlichen Wettmonopols nunmehr vom Tisch seien, so dass es auf der Dezember-Sitzung der Ministerpräsidentenkonferenz zu einem einstimmigen Beschluss kommen werde. 

Der Wettbeauftragte des Deutschen Fußball-Bundes (DFB) und der Deutschen Fußball-Liga (DFL), Wilfried Straub, sprach sich hingegen im Sportausschuss erneut für eine Liberalisierung des Wettmarktes aus. „Der Sport hat nicht weniger Rechte als diejenigen, die heute unser Produkt missbrauchen“, erklärte er und forderte die Einbeziehung der Ligen, die mit ihren Ansetzungen erst das Wettgeschäft ermöglichten: „Wir erwarten von der Politik, dass wir mitwirken können und nicht weiter ausgeblendet werden.“ Für Deutschland, das im ersten Halbjahr 2007 die EU-Ratspräsidentschaft wahrnehmen wird, biete sich die Chance, auf Europa-Ebene eine einheitliche Lösung anzustreben.

Straub: „Unter marktwirtschaftlichen Gesichtspunkten sieht der Fußball im Sportwettengeschäft einen Wachstumsmarkt, der im Interesse von Staat, Sport und Wettveranstaltern durch ein vernünftiges und kontrolliertes Zulassungssystem zu regeln ist.“ Darin sollten auch gewerblich orientierte private Wettanbieter Platz finden, bevor Organe der Europäischen Union den Markt neu regelten. Der Fortbestand des Monopols begünstigt nach Straubs Worten, dass ein weiterer grauer Markt geschaffen werde, der in die Illegalität führe. „Ist der Markt erst kaputt, bekommt man den Kunden nicht wieder zurück“, sagte der gelernte Ökonom.
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Straub wies darauf hin, dass sich die Umsätze von Oddset von 500 Millionen Euro im Jahr 2000 auf 300 Millionen Euro in diesem Jahr reduzieren werden. Hingegen habe es bei den privaten Wettanbietern eine Steigerung von 1,8 Milliarden Euro im Jahr 2004 auf geschätzte 2,5 Milliarden Euro in diesem Jahr gegeben. Für 2010 werde den Privaten sogar ein Wettumsatz von vier bis fünf Milliarden Euro prognostiziert. Deshalb müsste es in Zukunft ein „wirtschaftlich orientiertes, diskriminierungsfreies gesetzlich normiertes und kontrolliertes Zulassungsverfahren für sämtliche Wettunternehmen“ geben, heißt es hierzu in einem Arbeitspapier, das Straub verteilte. Basis hierfür sollte eine Angleichung der Wettbewerbsvoraussetzungen sein, sowie die Möglichkeit, dass staatliche Wettanbieter in einem teilliberalisierten Markt die Chance bekommen, konkurrenzfähig zu sein, und schließlich die Aussicht, dass Staat, Gesellschaft und Sport vom Wachstumsmarkt profitieren können.

Straub legte dem Sportausschuss ein Papier mit Eckwerten für ein Konzessionsmodell vor. Danach sollten private Wettanbieter, die heute ihren Sitz im Ausland haben und nicht der deutschen Steuerpflicht unterliegen, sich dem deutschen Recht unterwerfen und neben Lotterie- und Umsatzsteuer eine Konzessionsabgabe sowie für die Nutzung der Spielpläne eine Lizenzzahlung an den Sport leisten müssen. Das Modell sieht vor, dass ein besonderer Schutz der Sportverbände, deren Sportveranstaltungen Wetten erst ermöglichen, verankert wird. Für 2010 rechnet Straub mit Einnahmen von insgesamt 750 Millionen Euro. Im Vergleich: Bliebe es beim staatlichen Wettmonopol, flössen von Oddset bei einem Gesamtumsatz von 540 Millionen Euro insgesamt 176.000 Euro an Lotteriesteuer (16,67 Prozent) und an Zweckabgaben (im Bundesdurchschnitt 16 Prozent).

Sollte das staatliche Wettmonopol verlängert werden, wollten DOSB und DFB mit Oddset eine Sportförderungsgesellschaft gründen, berichtete Straub vom Sportwetten-Gipfel am 22. August. Die Erlöse sollten dann zwischen DOSB und DFB/DFL im Verhältnis 1:5 aufgeteilt werden. Dieser Schlüssel sei von den Vertretern der Landessportbünde vorgeschlagen worden, sagte der Wettbeauftragte. Hingegen gebe es innerhalb des Sports eine Bestandsgarantie für die Einnahmen, die aus den übrigen Angeboten des Deutschen Lotto- und Totoblocks zu Gunsten des Breitensports fließen. 

Detlef Parr, Sportsprecher der FDP-Bundestagsfraktion, erklärte, ein Konzessionsmodell für den deutschen Sportwettenmarkt bringe für den Sport insgesamt mehr Vorteile als Nachteile. Deshalb würden sich die Liberalen auch weiterhin engagiert für eine Wettbewerbslösung einsetzen. Der Abgeordnete Peter Rauen (CDU) meinte, nötig sei jetzt ein „nationaler Ordnungsrahmen“, da fest davon auszugehen sei, dass das staatliche Monopol bald fallen werde. Auch Wolfgang Grotthaus (SPD) sprach sich für eine Marktöffnung aus, durch die der Sport profitieren werde; Internetwetten ließen sich nun einmal nicht kontrollieren. Winfried Hermann erklärte für Bündnis 90/Die Grünen, es sollte vornehmlich darum gehen, die Spielsucht zu bekämpfen; spezifische Interessen eines Teils des Sports seien an der Liberalisierung interessiert.

Der Sportausschuss will sich auch weiterhin über den Fortgang der Dinge informieren und Position beziehen. Aus Umsätzen des Deutschen Lotto- und Totoblocks, zu dem Oddset gehört, werden insgesamt jährlich 1,3 Milliarden Euro Lotteriesteuer sowie 1,5 Milliarden Zweck- und Konzessionsabgaben geleistet. 540 Millionen Euro davon gingen 2004 in die Finanzierung des Breitensports. Der weitaus größte Anteil kommt von Umsätzen des Zahlenlottos. Knapp zehn Prozent der Gesamtsumme bringt bisher Oddset auf.
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Weitgehende Einigkeit im Anti-Doping-Kampf

30. Sportministerkonferenz der Länder in Bremen

Intensive Beratungen und Einzeldebatten aus der thematischen Bandbreite der internationalen sowie bundesdeutschen Sportpolitik kennzeichnete die diesjährige Sportministerkonferenz (SMK) in Bremen. Die Sportminister und -senatoren der Länder tagten am 21./22.9. in der Hansestadt unter dem Vorsitz des Bremer Innen- und Sportsenators, Bürgermeister Thomas Röwekamp. „Wir haben eine erfolgreiche SMK absolviert und gemeinsam mit einer Vielzahl konkreter Beschlüsse unsere sportpolitischen Positionen verdeutlicht“, erklärte der SMK-Vorsitzende Röwekamp im Anschluss an die Sitzung, „und gemeinsam mit den Spitzenverbänden des Sports werden wir uns auf allen politischen Ebenen auch weiterhin für die Sache des Sports einsetzen.“

„Im Mittelpunkt unserer Jahrestagung standen unter anderem Studien zur gesellschaftlichen Bedeutung des Sports, die Zukunft der Sportwetten sowie härtere Maßnahmen gegen Doping-Missbrauch, gerade dieses Thema nahm in der Debatte breiten Raum ein“, erläuterte Thomas Röwekamp in der Abschluss-Pressekonferenz. „Dabei haben wir seit unserer Zusammenkunft 2005 in Bremerhaven insbesondere beim Umgang mit Dopingmissbrauch im Sport eine wachsende öffentliche und politische Sensibilität festgestellt,“ so der SMK-Vorsitzende. Vor dem Hintergrund der öffentlichen Debatte hob Röwekamp hervor, dass zwischen DOSB und SMK „weitgehend Einigkeit darin besteht, Doping im Sport zu ächten“. Entsprechende Initiativen des DOSB und des Freistaats Bayern würden nun intensiv abgearbeitet. Röwekamp warb dabei um die Vereinbarkeit von Straf- und Sportgerichtsbarkeit. 

Beim Thema Sportwetten betonten die Sportsenatoren und -minister der Länder die Bedeutung von Toto- und Lottoerträgen zur Finanzierung des Breitensports und anderer gemeinnütziger Zwecke und begrüßten das einhellige Votum aller Regierungschefs der Länder, am staatlichen Glücksspielmonopol festhalten zu wollen. „Dass die Länder und Kommunen nun gegen sogenannte private, illegale Wettanbieter vorgehen, ist vor dem Hintergrund dieser Länder-Beschlüsse und der Bestätigung verschiedener Gerichtsinstanzen nur folgerichtig. Das Vorgehen des Staates richtet sich ausdrücklich nicht gegen den Sport oder einzelne Vereine, die mit illegalen Wettanbietern als Werbepartner aufgetreten sind“, betonte Röwekamp, „sondern dient der Begrenzung und Bekämpfung der Spielsucht und des illegalen Glücksspiels.“ Privates Glücksspiel mit all seinen negativen Begleiterscheinungen für die Bürger und die Gesellschaft dürfe nicht weiter ausufern. „Das staatliche Glücksspielmonopol dient gemeinnützigen Zwecken, während die sogenannten privaten Wettanbieter, die ihren Sitz oftmals im Ausland haben, allein privatwirtschaftliche Ziele verfolgen.“

„Ausführlich haben wir uns auch mit dem Sonderberater des UNO-Generalsekretärs 
Kofi Annan für Sport im Dienst von Entwicklung und Frieden, Adolf Ogi, über die Rolle des Sports als friedensstiftendes Element in der Welt und das UNO-Jahr des Sports gesprochen. Mit dem Präsidenten des Deutschen Olympischen Sportbundes (DOSB), Dr. Thomas Bach, diskutierten wir nicht nur über Dopingbekämpfung, sondern auch über die erfolgte Fusion des Deutschen Sportbundes und des Nationalen Olympischen Komitees (DSB und NOK). Ferner berichtete der Präsident des Deutschen Fußball-Bundes (DFB), Dr. Theo Zwanziger, über die Fußball-WM 2006“, erklärte Röwekamp, der unter den weiteren Gästen auch Dr. Christoph Bergner, Staatssekretär im Bundesministerium des Innern, als Vertreter von Bundesminister Dr. Wolfgang Schäuble begrüßen konnte.
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Sport mit Migrantinnen - Erfolgsrezept der Integration

Expertise kommt zu eindeutigen Ergebnissen

„Die Sozialisation der Frauen und Mädchen mit Migrationshintergrund durch Sport hat weit stärkere integrative Wirkung als bei Männern, weil sich die Frauen in ihrem Rollenverhalten dem der deutschen Mädchen und Frauen annähern. Sport vergibt zwar keine Bildungsabschlüsse und keine Arbeitsplätze. Aber Sport kann zum Erwerb wichtiger Kompetenzen beitragen und fördert soziale Anerkennung und Kontakte. Beim Sport in einer festen Gruppe oder im Team wachsen Zusammenhalt, Unterstützung, Verbundenheit und Vertrauen.“ Zu diesem Resümee kommt die DOSB-Vizepräsidentin Frauen und Gleichstellung, Ilse Ridder-Melchers, die für den Deutschen Olympischen Sportbund eine Expertise über die Migrantinnen im Sport in Auftrag gegeben hat. 

Prof. Dr. Christa Kleindienst-Cachay (Universität Bielefeld) hat zu dem Thema einen aktuellen Überblick verfasst. Die Expertise und das DSB-Diskussionsforum (November 2005) kommen zu einem eindeutigen Schluss: Migrantinnen wünschen sich mehr Sportangebote. „Diesen Wunsch wollen, ja müssen wir im DOSB aufgreifen“, so Ilse Ridder-Melchers. Die Zusammenfassung der Expertise „Förderung des Sportengagements von Migrantinnen - Maßnahmen zur Verbesserung der Integration durch Sport“ von Prof. Dr. Christa Kleindienst-Cachay hat folgenden Wortlaut:

Die Expertise dokumentiert in Teil I zunächst den bisherigen Forschungsstand zu Fragen der Integration von Mädchen und Frauen mit Migrantionshintergrund in den Sport und durch den Sport. Diese Gruppe umfasst neben den Arbeitsmigrantinnen auch die Aussiedlerinnen und die Asylbewerberinnen. Vor dem Hintergrund theoretischer Modelle zur Integration wird zunächst reflektiert, welchen Beitrag der Sport zur Verbesserung der Integration dieser Mädchen und Frauen leisten kann. Dieser Beitrag wird vor allem in einer Intensivierung der Sozialkontakte mit der deutschen Bevölkerung gesehen, wodurch auch eine Steigerung der Kompetenzen in verschiedenen Schlüsselqualifikationsbereichen einhergehen kann, wie z. B. sprachlicher Kompetenzen und sozialer Kompetenzen. Ferner bietet der Sport Chancen zur Beteiligung an fundamentalen Organisationsformen der Zivilgesellschaft, also Möglichkeiten zur politischen Partizipation. Außerdem schafft das Sporttreiben auch Gelegenheit zur wechselseitigen Anerkennung Einheimischer und Zugewanderter, und zwar sowohl über Leistungen im sportlichen Wettbewerb als auch über die vielfältigen Interaktionen im Training und in der Selbstorganisation der Vereine. 

Für viele Mädchen und Frauen mit Migrationshintergrund ist es von besonderer Bedeutung, dass das Sporttreiben die traditionellen Erwartungen an die Frau in ihrem jeweiligen Kulturkreis erweitert und neue Handlungsspielräume eröffnet. Dies ist besonders für junge Migrantinnen, die eben dabei sind, ihre künftige Rolle als Frau in der westlichen Gesellschaft zu entwerfen, wichtig. Erfahrungen dieser Art im Sport können die Identifikation mit der Aufnahmegesellschaft erheblich verbessern. Allerdings erfolgen diese positiven Effekte im Sport nicht automatisch, sondern sie sind von bestimmten 
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strukturellen und personellen Voraussetzungen abhängig, insbesondere von der Aufgeschlossenheit und Sensibilität der Personen im Sport gegenüber Zugewanderten. Die Expertise gibt Hinweise, in welcher Richtung Veränderungen im organisierten Sport erfolgen müssen, damit mehr Mädchen und Frauen mit Migrationshintergrund gewonnen werden können und auch dauerhaft bei den Vereinen verbleiben. 

Anschließend werden an Hand verschiedener empirischer Untersuchungen die Beteiligungszahlen von Mädchen und Frauen mit Migrationshintergrund am Sport in verschiedenen Organisationsformen beschrieben und diskutiert. Dabei zeigt sich, dass die Mitgliedschaft im Sportverein vor allem bei muslimischen Mädchen und Frauen immer noch sehr gering ist, allerdings - wie bei anderen Gruppen von Migrantinnen auch - mit leicht steigender Tendenz, vor allem in den Sportarten Fußball, Karate, Boxen und Taekwondo. Wie neuere Befragungen zeigen, sind die Mädchen mit Migrationshintergrund durchaus am Sport interessiert (vor allen an Kursen in Selbstverteidigung), aber es gibt eine Reihe von Hindernissen auf dem Weg zur Vereinsmitgliedschaft. Bei muslimischen Mädchen sind diese Hindernisse in erster Linie in den Normen der muslimischen Mädchenerziehung (Trennung der Geschlechter, Verhüllungsgebot, Nacktheitstabu) und in der engen Bindung an die Familie und Ethnie zu sehen. Mit Blick auf die teilweise schlechte wirtschaftliche Situation der Migrantenfamilien dürfte auch der monatliche Vereinsbeitrag ein Hemmnis darstellen, und zwar gerade für Kinder und Jugendliche. Der hauptsächliche Grund aber liegt darin, dass es für viele Migrantinnen, die meist kaum Freizeitkontakte zur einheimischen Bevölkerung haben, sehr schwierig scheint, sich einem deutschen Sportverein, der gleichsam ein Repräsentant der deutschen 
(Mittelschichts-) Gesellschaft ist, anzuschließen. Die Expertise enthält ferner einen Bericht über zwei Interviewstudien zur Sportsozialisation und Identitätsentwicklung von Sportlerinnen türkischer Herkunft, und zwar einmal von 6 jugendlichen Fußballerinnen und zum andern von 17 jungen erwachsenen Hochleistungssportlerinnen, die aus verschiedenen Sportarten kommen (v. a. Fußball, Karate, Taekwondo, Boxen). An Hand dieser zwei Studien werden die Chancen, aber auch die Schwierigkeiten eines dauerhaften Engagements für Migrantinnen im Vereinssport deutlich. 

Teil II der Expertise enthält eine mit quantitativen und qualitativen inhaltsanalytischen Verfahren erarbeitete Analyse von 54 bereits realisierten Projekten der Sportverbände und Vereine, die in verschiedenen Bundesländern zur Verbesserung der Integration von Migrantinnen im Sport in den letzten Jahren durchgeführt wurden. Wie die Analyse zeigt, werden die Projekte bisher fast ausschließlich von deutschen Sportvereinen organisiert. Migrantenorganisationen sind bislang federführend kaum beteiligt, allerdings werden sie zunehmend als wichtige Kooperationspartner gesehen, die Kontakte zum eigenethnischen Feld herstellen und aufrechterhalten. Generell gesehen ist die Kooperation des Träger einer Maßnahme mit einer oder mehreren anderen Organisationen, die bereits mit Migrantinnen in anderen Themenbereichen zusammenarbeiten, weit verbreitet (fast 65%). Die wichtigsten Kooperationspartner sind: andere (deutsche) Sportvereine, Moscheevereine, kommunale Jugendzentren, Schulen, Kindergärten und verschiedene andere kommunale Einrichtungen. 

Auf diese Weise können schon bestehende Kommunikationsstrukturen und Netzwerke genutzt werden. Die meisten Angebote richten sich an Mädchen im Kindes- und Jugendalter, aber immerhin 33% an erwachsene Frauen. Gut zwei Drittel aller Angebote sind ethnisch gemischte Angebote unter Beteiligung deutscher Frauen. Der Rest ist
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ausschließlich Migrantinnen vorbehalten, davon allein 13 % der Maßnahmen muslimischen Frauen. Die Angebote sind überwiegend breitensportlich ausgerichtet und decken ein weites Feld sportlicher Aktivitäten ab, darunter viele Angebote aus dem Bereich „Selbstverteidigung“. Unter dem Aspekt der Integration besonders bedeutsam ist, dass bei fast einem Viertel aller Angebote sportliche Aktivitäten mit einem Bildungsangebot kombiniert werden (z. B. Sprachkurs, Schülernachhilfe, berufliche Förderung). Darüber hinaus gibt es eine Reihe von Projekten, die der Ausbildung von Migrantinnen zu 
Übungsleiterinnen dienen, bzw. die der Weiterqualifizierung von Funktionsträgerinnen und -Funktionsträgern im Verein und Verband im Hinblick auf interkulturelle Kompetenzen gewidmet sind. 

Abschließend werden zwei ausgewählte wissenschaftliche Projekte des Landessportbundes Nordrhein-Westfalen, die Ende der neunziger Jahre zur Thematik „Sport mit Migrantinnen“ durchgeführt wurden, beschrieben und deren Ergebnisse bewertet. Auf der Grundlage der Erkenntnisse aus Teil I und Teil II werden abschließend in Teil III Empfehlungen für die weitere Vorgehensweise des organisierten Sports ausgesprochen, und zwar zum einen im Hinblick auf die Einrichtung praktischer Maßnahmen vor Ort zur Verbesserung der Integration von Mädchen und Frauen in den Sport und durch den Sport, zum anderen im Hinblick auf die Einrichtung einer fundierten wissenschaftlichen Begleitforschung. 
Größte Herausforderung für den Sport

Auch für das IOC besitzt der Kampf gegen Doping erste Priorität

Das Internationale Olympische Komitee (IOC) hat angesichts der spektakulären Dopingfälle im Sommer 2006 daran erinnert, das der Kampf gegen Doping und Arzneimittelmissbrauch zur größten Herausforderung des Sports wird. „Der Kampf gegen Doping besitzt für uns erste Priorität, und seit vier Jahren betreiben wir ihn konsequent mit Null-Toleranz und allen uns zur Verfügung stehenden Mitteln“, erklärte IOC-Präsident Dr. Jacques Rogge. Die Ereignisse dieses Sommers seien in vielerlei Hinsicht sehr enttäuschend, aber sie sollten nicht dazu führen, in den Anstrengungen zu Gunsten eines sauberen Sports nachzulassen, meinte Rogge. Rogge wies auf die Notwendigkeit intensivierter Kontrollen, aber auch verstärkte Anstrengungen im Hinblick auf die Prävention hin. In dem aktuellen Statement erinnert die Dachorganisation der Olympischen Bewegung daran, dass Doping nicht nur Betrug ist, sondern auch enorme gesundheitliche Folgen und Konsequenzen hat. Gleichzeitig unterstreicht das IOC, dass es dem Problem während Olympischer Spiele durch eine erhöhte Kontrolldichte und eine Erweiterung des Kontrollzeitraums begegnet. Ergänzend zu den obligaten Tests der fünf Erstplazierten wurden die Zufallskontrollen bei Olympischen Spielen erheblich ausgeweitet. Die Disziplinarkommission unter der Leitung von DOSB-Präsident Dr. Thomas Bach führt ggf. eigene Untersuchungen durch, arbeitet, wie während der Olympischen Winterspiele Turin 2006, wenn nötig mit staatlichen Behörden zusammen und unterstützt die Arbeit der Welt-Anti-Doping-Agentur WADA. 
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Alterung des Herzens lässt sich aufhalten - vor allem durch Bewegung

Appell zum Weltherztag 

Jedes Jahr sterben weltweit rund 17,5 Millionen Menschen an den Folgen von Herzerkrankungen. In Deutschland ist die Herz-Kreislauferkrankung nach neuesten Angaben des Statistischen Bundesamtes noch immer die Todesursache Nr. 1. Ein Großteil dieser Schicksalsschläge könnte verhindert werden. Denn die Alterungsprozesse des Herzens und der Blutgefäße lassen sich auf einfache Weise bremsen, so der Hinweis der Deutschen Herzstiftung und der Deutschen Gesellschaft für Kardiologie anlässlich des Weltherztages am 24. September, der dieses Jahr unter dem Motto „Wie jung ist Ihr Herz?“ stand. 

Um sich ein junges Aussehen zu verschaffen, greifen heute viele Menschen zu teuren Anti-Aging-Cremes oder anderen fragwürdigen Mittelchen. Doch wer seinen Körper wirklich jung halten möchte, sollte sich vor allem um sein Herz kümmern, wie die beiden Herzorganisationen unterstreichen. Denn im Gegensatz zur faltenlosen Haut steigert ein leistungsfähiges Herz tatsächlich die Wahrscheinlichkeit, ein hohes Alter in guter Gesundheit zu erreichen.

Zu den besten Maßnahmen, das Herz jung und fit zu halten, gehört regelmäßige körperliche Aktivität. „Bereits zwei bis drei Einheiten Ausdauersport pro Woche können die Gefahr für einen vorzeitigen Herzinfarkt drastisch reduzieren“, erläutert Professor Dr. med. Helmut Gohlke, Vorstandsmitglied der Deutschen Herzstiftung und Vorsitzender der Projektgruppe „Prävention“ der Deutschen Gesellschaft für Kardiologie. „Wer wöchentlich eine Stunde oder mehr joggt, kann nach wissenschaftlichen Studien sein Risiko für eine Herzerkrankung um 40 Prozent senken“, wie der Herzspezialist ergänzt. Wichtiger Nebeneffekt der vermehrten Bewegung ist nach Angaben von Gohlke die Verringerung von Übergewicht, das bei Männern oberhalb eines Bauchumfanges von 94 Zentimetern und bei Frauen bereits oberhalb von 80 Zentimetern augenfällig wird und risikoerhöhend wirkt.

Eine gute Möglichkeit, das Herz leistungsfähig zu halten, bietet auch der Ernährungsstil. Dies gilt insbesondere für die mediterrane Kost, die in vielen Mittelmeerländern weit verbreitet und mit einem geringeren Risiko für Herzkreislauf-Erkrankungen verbunden ist. Zentraler Bestandteil der Mittelmeerküche ist ein hoher Anteil an frischem Obst und Gemüse. Statt tierischem Fett kommt zudem bevorzugt Olivenöl zum Einsatz, das mit seinen ungesättigten Fettsäuren wirkungsvoll vor der Verkalkung von Blutgefäßen schützen kann. Insgesamt sollten dabei pro Tag nicht mehr als 60 Gramm Fett aufgenommen werden. Leckere Fischgerichte, die ebenfalls einen hohen Anteil an ungesättigten Fettsäuren aufweisen, runden den Speiseplan der Mittelmeerküche ab.

Zu den wichtigsten Maßnahmen, vorzeitige Alterungsprozesse am Herzen zu verhindern, zählt außerdem der Verzicht auf Zigaretten, die nicht nur für Raucher selbst gefährlich sind, sondern auch für deren Mitmenschen, wie Prof. Gohlke betont: „Passivrauchen kann das Risiko für eine Verkalkung der Herzkranzgefäße um 25 bis 30 Prozent erhöhen.“ Betroffene, die mit dem Rauchen aufhören wollen, können sich zum Beispiel von ihrem Hausarzt über sinnvolle Raucherentwöhnungsprogramme beraten lassen.
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Wer sein Herz jung halten möchte, sollte zudem regelmäßig von dem Angebot der Gesundheitsuntersuchungen Gebrauch machen, die in Deutschland ab dem 35. Lebensjahr alle zwei Jahre von den Krankenkassen bezahlt werden. Denn mit solch einem Gesundheitscheck lassen sich auf einfache Weise Vorboten von Herzkreislauf-Erkrankungen aufdecken und somit die Gefahren zum Beispiel für einen vorzeitigen Herzinfarkt drastisch senken. Bislang ist die Bereitschaft zur Gesundheitsvorsorge in Deutschland allerdings noch immer erschreckend gering, wie die Deutsche Herzstiftung moniert. Nur 16 bis 17 Prozent der gesetzlich Krankenversicherten nehmen hier zu Lande pro Jahr an den überaus sinnvollen Vorsorgeuntersuchungen zur Erkennung von Herzkreislauf-Erkrankungen teil, wie Daten des Zentralinstituts für die kassenärztliche Versorgung in der Bundesrepublik Deutschland zeigen.

Mehr Zeit und neue Impulse für den Seniorensport

DOSB-Tagung in Köln

Vom 13. bis 14. September trafen sich 40 haupt- und ehrenamtlich Zuständige der Mitgliedsorganisationen zur ersten DOSB-Tagung Seniorensport in Köln. In Anwesenheit des Vizepräsidenten Breitensport/Sportentwicklung des DOSB, Walter Schneeloch, standen wie in den vorangegangenen DSB-Tagungen der Erfahrungsaustausch und die Weiterentwicklung der Inhalte des Sports der Älteren im Mittelpunkt. Diesmal war jedoch alles ein wenig anders: Anstatt eine enge Tagesordnung abzuarbeiten gab man sich Zeit und die Möglichkeit, Kernthemen anzusprechen und ausführlich zu diskutieren. Unter fachkundiger Anleitung von Gabi Freytag von der Führungsakademie des DOSB wurde mit der Methode „Open Space“ Raum gegeben für die Interessen der Teilnehmerinnen und Teilnehmer. Sehr engagiert brachten die Seniorensportbeauftragten dann ihre wichtigsten Punkte ein: Von gesellschaftlichen und sportpolitischen Themen wie Generationenkonflikte und Doping über Themen der Angebotsentwicklung im Sinne von Zielgruppendifferenzierung und Weiterentwicklung der Sportarten für die Zielgruppe Ältere standen vor allem Themen der Vereins- und Verbandsentwicklung im Vordergrund. Vereinsbindung, Konkurrenz zum Sportverein, weniger werdende Finanzmittel, die Gefährdung der Gemeinnützigkeit und das Spannungsfeld der Vereine zwischen Dienstleistung und Selbstorganisation beschäftigte in hohem Maße die Teilnehmerinnen und Teilnehmer.

Die Ergebnisse der Arbeitsgruppen wurden sofort dokumentiert, so dass man noch während der Tagung ein Skript mit den Arbeitsergebnissen in der Hand hielt. Aus diesen Ergebnissen wurden nun die wichtigsten Themen für den Seniorensport herausgearbeitet und die Wünsche und Anforderungen an den DOSB formuliert. Übereinstimmend äußerten sich die Teilnehmer der Tagung sehr positiv über die durch diese Methode gegebenen Möglichkeiten der inhaltlichen Diskussion. Zufrieden zeigte sich auch die Referentin für Seniorensport des DOSB, Ute Blessing-Kapelke, die vor allem die Wichtigkeit der Weiterentwicklung des Sports der Älteren in enger Zusammenarbeit mit den Mitgliedsorganisationen herausstellte. Im Anschluss an die Tagung nutzten einige Teilnehmer die Möglichkeit, an dem zeitgleich in Köln stattfindenden internationalen Kongress „Bewegung, Sport und erfolgreiches Altern“ teilzunehmen.
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Olympiasammler aufgemerkt!

Gedenkmünzen stimmen auf die Spiele in Peking ein

Zur Einstimmung auf die Spiele der XXIX. Olympiade Peking 2008 wurden Anfang September 2006 in der chinesischen Hauptstadt zwei weitere Sätze von Gedenkmünzen vorgestellt. Dabei handelt es sich einerseits um einen Satz bestehend aus Münzen einfacher Legierungen im Wert von einem Yuan und einen Satz von insgesamt sechs wertvolleren Münzen mit Gold- und Silberanteilen. Münzen aus beiden Sätzen sind legales Zahlungsmittel in der Volksrepublik China. Auf den einfacheren Münzen ist das Emblem von Peking 2008 zusammen mit dem Nationalstadion eingraviert . Von ihnen sollen insgesamt 10 Millionen in den Umlauf gelangen. Die Ansicht der Goldmünzen im Wert von 150 Yuan und der Silbermünzen im Wert von 10 Yuan pro Stück zeigt das Emblem der Olympischen Spiele mitsamt traditioneller Symbolik. Ihre Stückzahl wurde auf 60.000 bzw. 160.000 Gold bzw. Silbermünzen limitiert. Entsprechend einer Vereinbarung zwischen der chinesischen Nationalbank und BOCOG, dem Organisationskomitee der Spiele, werden in den Jahren 2007 und 2008 noch zwei weitere Sätze von Erinnerungsmünzen herausgegeben.

Das numismatische Programm der Olympischen Spiele begann 1952 in Helsinki. Seit dieser Zeit ist es mit seinem Bezug zu Sport, Kunst und Kultur der jeweiligen Gastgeberstadt fester Bestandteil der Spiele. Die Veranstalter der Olympischen Spiele Peking 2008 haben das Münzprogramm, das neben Münzen auch Pins und Goldbarren umfasst, bereits mit der Vergabe der Spiele im Jahr 2008 begonnen. 

Elektronische Lotsen führen bei den Olympischen Spielen 2008 durch Peking

Wenn 2008 die Olympischen Sommerspiele in Peking stattfinden, können sich Touristen, Funktionäre und Athleten von mobilen Minicomputern oder ihren Smartphones durch die Stadt führen lassen. Das deutsche Fraunhofer-Institut hat gemeinsam mit chinesischen Partnern eine Sprachsoftware entwickelt, die automatisch erkennt, wo sich der Nutzer des Gerätes gerade befindet. Sie empfiehlt zum Beispiel nahe gelegene Restaurants und lässt dann das eingebaute Sprachsystem mit der chinesisch sprechenden Bedienung kommunizieren. So kann man auch mit Taxifahrern über Ziel und Fahrpreis sprechen, ohne ein Wort chinesisch zu können.

IOC initiiert Diskussion über die Autonomie des Sports

Am Olympischen Museum in Lausanne hat am 21. und 22. September 2006 unter der Führung von IOC-Präsident Dr. Jacques Rogge ein hochkarätiges Seminar zu Fragen der Autonomie des Sports stattgefunden. Mitglieder des IOC diskutierten dabei mit Präsidenten Internationaler Fachverbände und Nationaler Olympischer Komitees. Eine Fortsetzung dieser Diskussion ist geplant. Hauptanliegen war die Erarbeitung von Grundlagen der Autonomie der Olympischen Bewegung, ihrer Strukturen und der gegenwärtigen Situation. Darüber hinaus widmete man sich den Beziehungen zu Behörden und Regierungen, um schließlich das Risikopotenzial möglicher Abhängigkeiten zu diskutieren.
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110 deutsche Spitzenathleten beim CHAMPION DES JAHRES

Sporthilfe und Robinson laden zur Urlaubswoche

110 der erfolgreichsten deutschen Spitzenathleten folgen der gemeinsamen Einladung der Stiftung Deutsche Sporthilfe und Robinson für eine Urlaubswoche in den Robinson Club Pamfilya (22. bis 29. September). 110 Athleten, die in den vergangenen zwölf Monaten die Bundesrepublik Deutschland mit beeindruckenden Leistungen und Medaillengewinnen positiv nach außen vertreten haben. „Die Veranstaltung CHAMPION DES JAHRES ist ein kleines Dankeschön für die Inanspruchnahme der Athleten als Vorbilder und Identifikationsfiguren“, sagte Sporthilfe-Geschäftsführer Dr. Michael Ilgner. „Der Urlaub ist Belohnung und Ansporn zugleich: die Athleten sollen gemeinsam mit ihrer Familie oder Partnern ein paar schöne Tage verbringen, aber hoffentlich auch untereinander und sportartübergreifend Freundschaften knüpfen. Und wir wollen natürlich auch motivieren für weitere Bestleistungen in der nächsten Wettkampfperiode.“

Für die Qualifikation zum CHAMPION DES JAHRES wurden klare Leistungskriterien vorgegeben. Eingeladen sind die Medaillengewinner der Olympischen Spiele von Turin sowie bei Welt- oder Europameisterschaften, dort jedoch nur in olympischen Disziplinen und im jeweils höher wertigen Wettbewerb. Erstmals eingeladen wurden auch die Sieger der Wahlen zum „Junior Sportler des Jahres“ und zum „Behindertensportler des Jahres“. Am Ende des einwöchigen Club-Aufenthaltes im türkischen Side küren die Athleten den „CHAMPION DES JAHRES“. Für diese erstmals im Jahr 2000 von Robinson durchgeführte Sportlerwahl konnten alle von der Sporthilfe geförderten Athleten per Internet eine Vorauswahl treffen. 

DOSB-Prominenz beim Bundeswettbewerb Jugend trainiert für Olympia

Eberhard Gienger, Vizepräsident des Deutschen Olympischen Sportbundes, und seine Amtskollegin Prof. Dr. Gudrun Doll-Tepper, Vizepräsidentin für Bildung und Olympische Erziehung, wirkten am 20. September 2006 an der offiziellen Siegerehrung und Abschlussfeier des Schulsportwettbewerbs Jugend trainiert für Olympia in Berlin mit. Gienger war bei diesem Wettbewerb zugleich „Pate“ der Sportart Gerätturnen. „Ich freue mich immer wieder, wenn ich in Berlin dabei sein kann. Das Engagement von Schülern und Lehrern ist hier gleichermaßen bewundernswert“, sagt der Turnweltmeister von 1974. Insgesamt 900.000 Schülerinnen und Schüler starten bundesweit im Wettbewerb der Schulen. Fußball ist mit 330.000 Teilnehmerinnen und Teilnehmern die beliebteste Sportart. An der großen Abschlussfeier in der Max-Schmeling-Halle nahmen neben 
Eberhard Gienger und Prof. Dr. Doll-Tepper weitere Prominente teil. Zu ihnen zählte auch DOSB-Ehrenpräsident Manfred von Richthofen. Beim Herbstfinale von Jugend trainiert für Olympia waren vom 18. bis 20. September 2006 ca. 3.700 Aktive in acht Sportarten am Start. 

Patrick Hickey neuer EOC-Präsident

Der Ire Patrick Hickey ist der neue Präsident der Vereinigung Europäischer Olympischer Komitees (EOC). Er folgte dem Italiener Mario Pescante, der das EOC seit 2001 angeführt hatte und nun zum EOC-Ehrenpräsident ernannt wurde. Zum neuen Generalsekretär wurde Raffaele Pagnozzi gewählt. Der gebürtige Dubliner Hickey ist als ehemals international aktiver Judoka und Träger des schwarzen Gürtels dieser Sportart Ehrenpräsident der Irischen Judo-Vereinigung und Präsident des Nationalen Olympischen Komitees für Irland. Dem EOC hat er von 1997 bis 2001 als Vizepräsident und ab 2001 als Generalsekretär gedient. 

DOSB PRESSE
DOKUMENTATION XV
Nr. 39/26.09.2006

Alles zum Thema Bau, Sanierung und Finanzierung von Sportstätten

Fachmesse in Wiesbaden

Sportinfra ist der Titel der ersten Fachausstellung, mit der das Umweltreferat des Landessportbundes Hessen einmal mehr Neuland betritt. Vom 5. bis 7. Oktober 2006 zeigen 50 Aussteller und Kooperationspartner des Landessportbundes in Wiesbaden das breite Spektrum ihrer Angebote. In 30 Vorträgen und Praxisdemonstrationen geht es an drei Tagen um Sanierung, Bau, Finanzierung und Ausstattung von Sportanlagen, Schulen und Kindergärten. Der Erhalt von Schwimmbädern ist ebenso Thema wie die Sanierung von Sportgebäuden, Gestaltung von Schulhöfen und Kindergärten. Ein anderer Schwerpunkt sind Energie und Umwelt.

Horst Delp, Leiter des Referats Umwelt und Sportstätten beim LSB: „Wir haben mit unseren Kooperationspartnern ein attraktives Programm gestrickt. Es reicht bis hin zu Finanzierung von Maßnahmen durch die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KFW). Etwas, was viele Vereine noch gar nicht kennen. Einen weiteren Reform-Baustein bildet Holzbau, dem eine eigene Fachtagung während der Ausstellung gewidmet ist. Sportinfra, ist die erste Sportstätten-Messe dieser Art in der Bundesrepublik. Sie soll dazu beitragen, den Reform - und Sanierungsstau in Deutschland aufzuweichen. Veraltete Sport-, Spiel- und Bewegungsräume bestimmen vielerorts das Bild. Sie verschlingen reichlich Energie und Geld. Der Deutsche Olympische Sportbund (DOSB) schätzt das Sanierungsvolumen auf rund 42 Milliarden Euro. 

Sportbusiness Forum als Wegweiser

Heidelberger FH-Professoren von Stadt Weinheim ausgezeichnet

Im Rahmen einer Feierstunde gratulierte Heiner Bernhard, Oberbürgermeister der Stadt Weinheim, den Initiatoren der Heidelberger Sportbusiness Foren, Prof. Dr. Gerhard Trosien und Prof. Dr. Michael Dinkel von der FH Heidelberg, zum 10jährigen Jubiläum. Die Stadt Weinheim will das besondere Engagement und die Denkanstöße für die Sportentwicklung in der Region Rhein-Neckar würdigen, die die Initiatoren sowie ihre Teams in all den Jahren hervorgebracht haben.

Die beiden Sportmanagement-Professoren der FH Heidelberg überreichten einen 140-Seiten umfassenden Presserückblick zum diesjährigen Forum, der dokumentiert, wie viele Medien über die Weinheimer Veranstaltung berichtet haben. Gerade Weinheim als Veranstaltungsort konnte so deutschlandweit die Aufmerksamkeit der Sportbranche auf sich ziehen. Zudem fanden in den letzten Jahren eine Vielzahl von Prominenten aus der Sportszene anlässlich des Sportbusiness Forums den Weg nach Weinheim. Unter anderem sind hier der geschäftsführende DFB-Präsident Dr. Theo Zwanziger, sowie Vertreter von verschiedenen Fußballbundesligisten zu nennen. Aber auch Weltmeister wie Marc Girardelli (Ski), Mike Kluge (Radsport) oder Prof. Dr. Jürgen Palm (ehem. Weltpräsident des Breitensports) nahmen die Einladung nach Weinheim zum renommiertesten Sportbusiness Forum Deutschlands an.
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Dokumentation zum Olympischen Jugendlager Turin 2006

Eine hochwertige Dokumentation lässt auf knapp 80 Seiten noch einmal die Erinnerung an das Olympische Jugendlager Turin 2006 aufleben. Es wurde während der zurückliegenden Olympischen Winterspiele vom damals noch existierenden Nationalen Olympischen Komitee (NOK) für Deutschland und der Deutschen Sportjugend organisiert. Etwa 40 Nachwuchssportlerinnen und Nachwuchssportler aus Deutschland hatten daran teilgenommen, olympische Wettkämpfe und Zeremonien besucht und die Olympische Idee gelebt. Das Olympische Jugendlager stand mit Besuchen von Bundespräsident 
Dr. Horst Köhler und zahlreichen Medienberichten im Fokus der Öffentlichkeit. 

„Obwohl uns die Tagesaktualität im Sport mit der Fußball-WM, der Tour de France oder auch mit der Neugründung des Deutschen Olympischen Sportbundes schnell wieder in ihren Bann zog, bleiben die Bilder von den Olympischen Winterspielen noch in lebhafter Erinnerung. (…) Es ist mir ein großes Bedürfnis, allen zu danken, die dieses Olympische Jugendlager ermöglicht haben“, schreibt Rosi Mittermaier-Neureuther, zweifache Olympiasiegerin und Silbermedaillengewinnerin der Olympischen Winterspiele von Innsbruck 1976 und Schirmherrin des Olympischen Jugendlagers 2006. Interessenten wenden sich an den DOSB (bueble@dosb.de) oder die Deutsche Sportjugend 
(neuhoefer@dsj.de).

Jahresbericht Politische Jugendbildung

Gerade erschienen ist der Jahresbericht 2005, in dem der Arbeitskreis deutscher Bildungsstätten (AdB) die Entwicklung der politischen Jugendbildung innerhalb des von ihm verantworteten Programms Politische Jugendbildung darstellt. Das Programm wird über den Kinder- und Jugendplan des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend gefördert und über den AdB gesteuert. 

Der AdB hat im Rahmen dieses Programms drei Themenschwerpunkte gesetzt und dazu Projektgruppen gebildet, die Konzepte erarbeiten und den beteiligten Jugendbildungsreferenten und pädagogischen Mitarbeitern Anregungen für die Bildungspraxis vor Ort geben. 

Der Jahresbericht dokumentiert die Arbeit der Projektgruppen zu diesen Themenschwerpunkten, die an ausgewählten Praxisbeispielen veranschaulicht werden. Es geht dabei um


(
Modelle politischer Jugendbildung mit neuen Medien,


(
die demokratische Partizipation junger Menschen,


(
Respekt und Courage.

In einem Anhang werden statistische Daten zum Programm präsentiert und die daran beteiligten Jugendbildungsreferenten vorgestellt. Der Jahresbericht 2005 ist kostenlos über die Geschäftsstelle des Arbeitskreises deutscher Bildungsstätten, Mühlendamm 3, 10178 Berlin zu beziehen.

